
 

 

Landgericht Aurich 
Geschäfts-Nr.: 
1 O 1150/19 
 

Verkündet am: 

19.10.2020 
von Heimburg, Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Information zum Datenschutz unter www.landgericht-
aurich.niedersachsen.de 
 

 

Im Namen des Volkes! 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

des Herrn Avdija Dokovic, Schmaler Weg 12, 26427 Moorweg,  
 Kläger 

 
Prozessbevollmächtigte:  Andreas H. Paul Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, 
Im Steinigen Graben 28a, 63571 Gelnhausen, 
Geschäftszeichen: 19/0253 
 
gegen 
 
Volkswagen Bank GmbH, ges. vertreten durch den Geschäftsführer Anthony 
Bandmann, Gifhorner Straße 57, 38112 Braunschweig,  
Geschäftszeichen: 75339102V812 

 Beklagte 
 
Prozessbevollmächtigte: Rechtsanw. Schlüter & Kollegen, Frankfurter Straße 284, 
38122 Braunschweig, 
Geschäftszeichen: 616/20 JH23 MC 
 
 
wegen Darlehenswiderruf 

hat die 1. Zivilkammer des Landgerichts Aurich auf die mündliche Verhandlung vom 
09.09.2020 durch den Richter Döring als Einzelrichter 
 
für  R e c h t  erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger nach Erhalt des PKW VW T5 2.0 
TDI mit der Fahrzeugidentifikationsnummer WV2ZZZ7HZEH069932, nebst 
Fahrzeugschlüsseln und –papieren, 10.350,30 EUR nebst Zinsen hieraus in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab dem 
09.09.2020 zu zahlen.  

2. Es wird festgestellt, dass sich die Beklagte mit der Annahme des unter 1. 
Bezeichneten Kfz in Verzug befindet. 

3. Es wird festgestellt, dass der Kläger seit dem 24.04.2019 keine weiteren 
vertraglichen Zins- und Tilgungsleistungen aus dem Darlehensvertrag mit der 
Vorgangsnummer 1055422953 schuldet. 
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4. Es wird festgestellt, dass der Kläger verpflichtet ist, der Beklagten Wertersatz 
für den Wertverlust des Fahrzeugs VW T5 2.0 TDI mit der 
Fahrgestellnummer: WV2ZZZ7HZEH069932 zu leisten, der auf einen 
Umgang mit dem Fahrzeug zurückzuführen ist, der zur Prüfung der 
Beschaffenheit, der Eigenschaften und der Funktionsweise nicht notwendig 
war, soweit er über 7.449,70 EUR hinausgeht. 

5. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

6. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte zu 2/3 und der Kläger zu 1/3. 

7. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für den Kläger nur gegen 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden 
Betrages. Der Kläger kann die Vollstreckung seitens der Beklagten durch 
Sicherheitsleistung in Höhe des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages 
abwenden, wenn nicht die Beklagte zuvor Sicherheit in Höhe des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages leisten. 

8. Der Streitwert wird auf 24.000,00 EUR festgesetzt. 

 

 

********************** 
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Tatbestand 

Der Kläger, wohnhaft in 26427 Moorweg, schloss Anfang 2017 mit der Beklagten einen 

Darlehensvertrag mit der Finanzierungsnummer 75339102V812 zur Finanzierung eines 

gebrauchten VW T5 2.0 TDI, der einen Kilometerstand von 75.646 aufwies. Im Feld 

„Finanzierungsplan“ wurde der Kaufpreis des Wagens mit 24.000,00 EUR beziffert. Es 

war eine Anzahlung in Höhe von 13.000,00 EUR aufgeführt. Der Restbetrag 

(Nettodarlehensbetrag) in Höhe von 11.000,00 EUR wurde mit einem Sollzinssatz von 

3,92 % finanziert. Der effektive Jahreszins wurde mit 3,99 % angegeben.  

Auf Seite 1 des Darlehensvertrages ist auf der rechten Seite in einem seitlich mit 

„Rückzahlung –Annuitätendarlehen“ gekennzeichneten Feld angegeben: 

 „Die 1. Rate über EUR 150,00 ist 30 Tage nach Auszahlung des Darlehens fällig. 

 47 Folgeraten über je EUR 150,00 sind fällig am gleichen Tag jedes Folgemonats 

 1 Schlussrate über EUR 5.082,22                                                            AC 

 Laufzeit: 48 Monat 

 Der Darlehensnehmer wird unmittelbar nach erfolgter Auszahlung mit gesondertem 

Schreiben über den Auszahlungszeitpunkt informiert.“ 

Als Sicherheiten waren die Übereignung des Kraftfahrzeuges, sowie die Abtretung von 

Lohn- und Gehaltsansprüchen, von eventuellen Versicherungs- und 

Schadensersatzansprüchen, von eventuellen Ansprüchen aus einem KSB/KSB Plus und 

AGB-Pfandrecht genannt. 

Der Darlehensantrag enthielt einen Hinweis auf die weiter aufgeführten 

Darlehensbedingungen.  

Unter Ziffer 5 wurde auf schwerwiegende Folgen ausbleibender Zahlungen und den 

gesetzlichen Verzugszinssatz hingewiesen. 

Ziffer 6 des Vertrages lautete auszugsweise wie folgt:  

„Widerruf:  

a) Wertverlust 

Der Darlehensnehmer hat im Fall des Widerrufs des Darlehensvertrages eine 

durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme des Fahrzeuges entstandene 

Wertminderung (z.B. Wertverlust aufgrund der Zulassung eines Pkw) zu 

ersetzen. Diese Verpflichtung kann dadurch vermieden werden, dass die 
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Zulassung des Fahrzeuges erst erfolgt, wenn der Darlehensnehmer sich 

entschlossen hat, von seinem Widerrufsrecht keinen Gebrauch zu machen.“ 

Unter Ziffer 7 war geregelt, unter welchen Voraussetzungen die Bank bzw. der 

Darlehensnehmer das Darlehen aus wichtigem Grund kündigen könnten.  

Laut Ziffer 11 sollte der Erfüllungsort für alle Rechte und Pflichten aus dem Vertrag 

Braunschweig sein. 

Unter Ziffer 13 wurde ausgeführt, dass für die Zulassung der Bank die Europäische 

Zentralbank zuständig sei. Für Aufsichtsaufgaben in Sachen Verbraucherschutz sei die 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zuständig. 

Ziffer 14 wies auf ein außergerichtliches Streitbeilegungsverfahren hin, dessen 

Verfahrensordnung im Internet erhältlich sei. 

Unterhalb der Darlehensbedingungen war ein eingerahmtes Feld, in dem folgende 

Regelung abgedruckt war: „Die Bank ist berechtigt, nach Vertragsschluss unter 

angemessener Berücksichtigung der berechtigten Belange des Darlehensnehmers 

zusätzliche Auszahlungsvoraussetzungen für das Darlehen zu bestimmen. (…)“ 

Auf einer Seite des Darlehensvertrages befand sich die Widerrufsinformation. Diese 

lautete auszugsweise wie folgt: 

„Der Darlehensnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 

Angaben von Gründen widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrages, aber 

erst nachdem der Darlehensnehmer alle Pflichtangaben nach § 492 Abs. 2 BGB (z.B. 

Angabe zur Art des Darlehens, Angabe zum Nettodarlehensbetrag, Angabe zur 

Vertragslaufzeit) erhalten hat. (…)“ 

Unter der Überschrift „Besonderheiten bei weiteren Verträgen“ hieß es: 

„- Widerruft der Darlehensnehmer diesen Darlehensvertrag, so ist er auch an den 

Fahrzeug-Kaufvertrag und an die Anmeldung zum KSB/KSB Plus nicht mehr gebunden. 

- Steht dem Darlehnsnehmer in Bezug auf den Fahrzeug-Kaufvertrag ein 

Widerrufsrecht zu, so ist er mit wirksamen Widerruf des Fahrzeug-Kaufvertrages 

auch an den Darlehensvertrag nicht mehr gebunden. (…)“ 

Unter der Überschrift „Widerrufsfolgen“ stand folgender Text: 
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„Soweit das Darlehen bereits ausgezahlt wurde, hat es der Darlehensnehmer spätestens 

innerhalb von 30 Tagen zurückzuzahlen und für den Zeitraum zwischen der Auszahlung 

und der Rückzahlung des Darlehens den vereinbarten Sollzins zu entrichten. Die Frist 

beginnt mit der Absendung der Widerrufserklärung. Für den Zeitraum zwischen 

Auszahlung und Rückzahlung ist bei vollständiger Inanspruchnahme des Darlehens pro 

Tag ein Zinsbetrag in Höhe von 1,20 Euro zu zahlen. Dieser Betrag verringert sich 

entsprechend, wenn das Darlehen nur teilweise in Anspruch genommen wurde.“ 

Unter der Überschrift „Besonderheiten bei weiteren Verträgen“ befanden sich 

auszugsweise folgende Ausführungen: 

„(…) - Ist der Darlehensnehmer aufgrund des Widerrufs dieses Darlehensvertrages an 

den Fahrzeug-Kaufvertrag und/oder die Anmeldung zum KSB/KSB Plus nicht mehr 

gebunden, sind insoweit die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. 

- (…) Wenn der Darlehensnehmer die aufgrund des Fahrzeug-Kaufvertrages 

überlassene Sache nicht oder teilweise nicht oder nur im verschlechterten 

Zustand zurückgewähren kann, hat er insoweit Wertersatz zu leisten. Dies 

kommt allerdings nur in Betracht, wenn der Wertverlust auf einen Umgang mit 

den Waren zurückzuführen ist, der zur Prüfung der Beschaffenheit, der 

Eigenschaften und der Funktionsweise der Waren nicht notwendig war. 

- Wenn der Darlehensnehmer infolge des Widerrufs des Darlehensvertrags nicht 

mehr an den weiteren Vertrag gebunden ist oder infolge des Widerrufs des 

weiteren Vertrags nicht mehr an den Darlehensvertrag gebunden ist, gilt 

ergänzend Folgendes: Ist das Darlehen bei Wirksamwerden des Widerrufs dem 

Vertragspartner des Darlehensnehmers aus dem Fahrzeug-Kaufvertrag bereits 

zugeflossen, tritt der Darlehensgeber im Verhältnis zum Darlehensnehmer 

hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs in die Rechte und Pflichten des 

Vertragspartners aus dem weiteren Vertrag ein.“ 

Ferner wurde auf die Einwendungen bei verbundenen Verträgen hingewiesen. 

Unter den Widerrufsinformationen befand sich ein Feld, in dem der Darlehensnehmer 

bestätigte, ein Formular „Europäische Standardinformationen für Verbraucherkredite“ 

erhalten und die Widerrufsinformation zur Kenntnis genommen zu haben. 

Darunter befand sich eine Erklärung, nach der das Darlehen an die Verkäuferfirma 

überwiesen werden sollte sowie ein Hinweis auf die Versicherungsbedingungen.   

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Anlage K 1 Bezug genommen. 
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Mit E-Mail vom 24.04.2019 widerrief der Kläger seine auf Abschluss des 

Darlehensvertrages gerichtete Willenserklärung und verlangte die Rückzahlung der 

Anzahlung sowie der geleisteten Raten, bei gleichzeitigem Angebot der Rückgabe des 

Fahrzeugs, innerhalb von 30 Tagen.  

Bis zur Klageeinreichung hatte der Kläger die Anzahlung in Höhe von 13.000,00 EUR 

sowie 32 Raten zu je 150,00 EUR (4.800,00 EUR) gezahlt.  

Der aktuelle Kilometerstand des Wagens beträgt 147.000. 

Der Kläger meint, der Widerruf sei rechtzeitig erfolgt, weil er bei Vertragsschluss nicht 

alle Pflichtangaben in der Vertragsurkunde bzw. einer Abschrift des Vertragsantrages 

erhalten habe. Zudem seien die Angaben zur Folge ausbleibender Zahlungen nicht als 

Warnhinweis kenntlich gemacht. Das bei der Kündigung einzuhaltende Verfahren sei 

nicht ausreichend beschrieben. Es fehle ein Hinweis auf § 314 BGB. Die 

Gesetzlichkeitsfiktion greife bereits deshalb nicht ein, weil außerhalb der 

Widerrufsinformationen inhaltlich fehlerhaft über eine Wertersatzpflicht aufgeklärt worden 

sei. Auch sei fehlerhaft über die Folgen des Widerrufs informiert worden, da der 

Darlehensnehmer im Falle eines verbundenen Geschäfts keine Zinszahlung schulde. Die 

Angaben zur Fälligkeit der Teilzahlungen sei unklar und unvollständig. Der Kläger sei 

nicht über die Auszahlung des Darlehens informiert worden. Die Angabe zur 

Widerrufsfrist sei wegen der Kaskadenverweisung nicht hinreichend verständlich. 

 

Der Kläger beantragt, 

1. die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei 17.800,00 Euro nebst Zinsen in 

Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen, nach Rückgabe des Kraftfahrzeugs der Marke 

VW T5 2.0 TDI mit der Fahrzeugidentifikationsnummer 

WV2ZZZ7HZEH069932, 

2. die Beklagte wird ferner dazu verurteilt, an die Allianz Rechtsschutz- Service 

GmbH, 10900 Berlin (zur Schaden-Nr.: AS2019-40386748) weitere 1.092,84 

Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen, 

3. die Beklagte wird ferner dazu verurteilt, an die Klagepartei weitere 150,00 

Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen, 
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4. festzustellen, dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufserklärung 

vom 24.04.2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen 

Darlehensvertrag Nr. 75339102V812 weder Zins- noch Tilgungsleistungen 

gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB schuldet, 

5. festzustellen, dass sich die Beklagte spätestens seit dem Tage der letzten 

mündlichen Verhandlung mit der Rücknahme des im Klageantrag zu 1. näher 

bezeichneten Fahrzeuges im Annahmeverzug befindet, 

 

Die Beklagte rügt die örtliche Zuständigkeit.  

Sie beantragt,  

 die Klage abzuweisen. 

Widerklagend für den Fall, der Wirksamkeit des Widerrufs beantrag sie, 

1. festzustellen, dass die Klagepartei im Falle eines wirksamen Widerrufs 

verpflichtet ist, der Beklagten Wertersatz für den Wertverlust des PKW VW T5 

2.0 TDI mit der Fahrgestellnummer: WV2ZZZ7HZEH069932 zu leisten, der 

auf einen Umgang mit dem Fahrzeug zurückzuführen ist, der zur Prüfung der 

Beschaffenheit, der Eigenschaften und der Funktionsweise nicht notwendig 

war. 

 

Der Kläger beantragt, 

 die Hilfswiderklage abzuweisen. 

Der Beklagte meint, der Widerruf sei zu spät erfolgt. Die Widerrufsinformation sei nicht 

zu beanstanden und genieße die Schutzwirkung der Gesetzlichkeitsfiktion. Jedenfalls 

wäre ein Widerrufsrecht verwirkt. Die Widerrufsbelehrung habe dem Muster gemäß 

Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 EGBGB entsprochen. Der Kläger habe 

auch alle Pflichtangaben erhalten. Die Belehrung über die Widerrufsfolgen sei weder 

falsch noch einseitig. Die Art des Darlehens gehe aus den Vertragsunterlagen 

hinreichend hervor. Auch habe sie auf außerordentliche Kündigungsrechte hingewiesen, 

obwohl ein Hinweis auf Kündigungsmöglichkeiten bei befristeten Darlehensverträgen 

ohne ordentliches Kündigungsrecht nicht geboten sei. Auch auf Formerfordernisse 

müsse nicht hingewiesen werden. Es reiche aus, wenn klar und verständlich darüber 

aufgeklärt werde, wie die Fälligkeit der 1. Rate ermittelt werden könne. Der Kläger sei mit 
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Schreiben vom 16.01.2017 über die Auszahlung des Darlehens in Kenntnis gesetzt 

worden. Jedenfalls könne die Beklagte aber Wertersatz gemäß §§ 358 Abs. 4 S. 2, 357 

a Abs. 3 S. 4 357 Abs. 7 BGB verlangen sowie Sollzinsen, da die Ausnahmevorschrift 

des § 358 Abs. 4 S. 4 nur im Falle des Abs. 1 anwendbar sei (vgl. auch Art. 229 § 32 Abs. 

1 EGBGB). Sie befinde sich nicht im Annahmeverzug, da der Kläger verpflichtet sei, nicht 

nur das Fahrzeug herauszugeben, sondern auch noch Wertersatz zu leisten. Sie befinde 

sich nicht im Annahmeverzug, da der Kläger vorleistungspflichtig sei. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf die gewechselten 

Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.  

 

Entscheidungsgründe 

I. 

Zulässigkeit der Klage 

Das Landgericht Aurich ist örtlich zuständig. Für die Leistungsklage ist der Erfüllungsort 

der Ort, an dem sich der finanzierte Gegenstand nach dem Vertrag befindet, denn der 

Darlehensgeber tritt an die Stelle des Vertragspartners des verbundenen Geschäftes und 

Erfüllungsort bei der Rückabwicklung eines Kaufvertrages (z.B. nach Widerruf) ist der 

Ort, wo sich die Kaufsache nach dem Vertrag befindet (Zöller, ZPO, Schultzky, § 29 Rn 

25 Stichwort Rückabwicklung, Palandt, 75. Aufl, Grüneberg, § 269 Rn 16). Ziffer 11 der 

Darlehensbedingungen ändert gemäß § 29 Abs. 2 ZPO nichts an der örtlichen 

Zuständigkeit, da der Kläger Verbraucher ist.  

II. 

Begründetheit der Klage 

1. 

Der Zahlungsantrag ist überwiegend begründet. 

Der Kläger kann von der Beklagten die Rückgewähr der geleisteten Zins- und 

Tilgungsleistungen sowie der Anzahlung verlangen (§ 355 Abs. 3, 358 Abs. 4 S. 5 BGB). 
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Der Kläger ist aufgrund des Widerrufs gemäß § 355 BGB nicht mehr an seine auf 

Abschluss des Darlehensvertrages gerichtete Willenserklärung gebunden. 

Dem Kläger stand ein Widerrufsrecht gemäß §§ 495, 355 BGB zu, da er als Verbraucher 

mit der Beklagten einen Darlehensvertrag geschlossen hat. 

Die Widerrufsfrist betrug gemäß § 355 Abs. 2 BGB 14 Tage und begann mit 

Vertragsschluss. Nach § 356 b BGB begann die Widerrufsfrist nicht, bevor der 

Darlehensgeber dem Darlehensnehmer eine für diesen bestimmte Vertragsurkunde, den 

schriftlichen Antrag des Darlehensnehmers oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder 

seines Antrags zur Verfügung gestellt hatte und diese Urkunde die Pflichtangaben nach 

§ 492 Abs. 2 BGB enthielt. 

Laut § 492 Abs. 2 BGB musste der Verbraucherdarlehensvertrag die nach Art. 247 §§ 6 

bis 13 EGBGB vorgeschriebenen Angaben enthalten. 

Gemäß Art. 247 § 6 Abs. 1 Nr. 1 waren die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 14 und Abs. 4 genannten 

Informationen erforderlich. 

Nach Art. 247 § 3 Abs. 1 Nr. 9 EGBGB waren die Auszahlungsbedingungen anzugeben. 

Dass das Darlehen an einen Dritten ausgezahlt werden sollte, wurde genannt (Text im 

zweiten Unterschriftsfeld des Darlehensnehmers). Die Klausel über die Bestimmung 

zusätzlicher Auszahlungsbedingungen führte allerdings zu Intransparenz. Zwar ging es 

nicht um bereits zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses gegebene 

Auszahlungsvoraussetzungen, aber aufgrund dieser Regelung blieb der 

Darlehensnehmer im Unklaren, von welchen Voraussetzungen die Auszahlung 

letztendlich abhängig gemacht werden sollte. Der Zweck des Art. 247 § 3 Abs. 1 Nr. 9 

EGBGB, dem Darlehensnehmer bei Abschluss des Darlehensvertrages zu verdeutlichen, 

welche Bedingungen an die Auszahlung geknüpft werden, wird damit unterlaufen. 

Das Widerrufsrecht ist auch nicht verwirkt. Aus der Entscheidung des Gesetzgebers, den 

Widerruf von jedem Begründungserfordernis freizuhalten, folgt zugleich, dass ein Verstoß 

gegen § 242 BGB nicht daraus hergeleitet werden kann, der vom Gesetzgeber mit der 

Einräumung des Widerrufsrechts intendierte Schutzzweck sei für die Ausübung des 

Widerrufsrechts nicht leitend gewesen (BGH Urt. 12.07.2016 XI ZR 501/15). 

Der Kläger hat den Widerruf lediglich rund 2 Jahre und 3 Monate nach Abschluss des 

Darlehensvertrages und noch während dessen Laufzeit erklärt. Die Beklagte konnte noch 
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nicht davon ausgehen, dass es sich um einen abgeschlossenen Vorgang handelt. Die 

Freigabe von Sicherheiten wird nicht dargetan und ist vor Leistung der Schlussrate auch 

nicht üblich. Ein schutzwürdiges Vertrauen der Beklagten darin, dass das Widerrufsrecht 

nicht mehr ausgeübt werde, ist nicht ersichtlich. 

Dem Kläger ist auch kein widersprüchliches Verhalten vorzuwerfen. Er hat ausweislich 

der Anlage K 2 die Rückgabe des Fahrzeugs angeboten. Wenn die Beklagte auf dieses 

Angebot nicht einging kann sie dem Kläger nicht vorwerfen, dass er den Wagen weiter 

behält und nutzt. 

Der Anspruch auf Rückgewähr der empfangenen Leistungen ergibt sich aus § 355 Abs. 

3 BGB. Der Anspruch auf Nutzungs- oder Wertersatz richtet sich nach § 357 ff BGB. Bei 

wechselseitigen Geldansprüchen (wie bei Verbraucherdarlehensverträgen) findet keine 

automatische Saldierung statt, es bedarf vielmehr einer Aufrechnung (Palandt, 

Grüneberg, § 355 Rn 12). Diese Vorschriften gelten grundsätzlich auch bei verbundenen 

Verträgen entsprechend (§ 358 Abs. 4 S. 1 BGB), allerdings mit der Modifizierung gemäß 

§ 358 Abs. 4 S. 4 und S. 5 BGB. 

Aufgrund des Widerrufs tritt der Darlehensgeber, wenn dem Vertragspartner aus dem 

verbundenen Geschäft das Darlehen bei Zugang der Widerrufserklärung schon 

zugeflossen war, hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs in dessen Rechte und 

Pflichten ein (§ 358 Abs. 4 S. 5 BGB). Der Verbraucher kann von dem Darlehensgeber 

die Zins- und Tilgungsraten aber auch die an den Vertragspartner des verbundenen 

Geschäfts aus eigenen Mitteln geleistete Anzahlung zurückverlangen (Palandt, 

Grüneberg, § 358 Rn 21 m.V.a. BGH NJW 2009, 3572). Anstelle der Rückzahlung der 

Darlehensvaluta hat der Verbraucher dem Darlehensgeber den aufgrund des 

verbundenen Liefervertrages geleisteten Gegenstand zurückzugewähren (Palandt, 

a.a.O. m.V.a. BGH NJW 1996, 3414; 2006, 1788). 

Unstreitig hat der Kläger die Anzahlung in Höhe von 13.000,00 EUR sowie 32 Raten zu 

je 150,00 EUR, mithin insgesamt 17.800,00 EUR geleistet.  

Der Rückzahlungsanspruch des Klägers ist in Anbetracht der Aufrechnung der Beklagten 

(Seite 20 des Schriftsatzes vom 11.08.2020) betreffend den Wertersatz für die Nutzung 

des Fahrzeugs in Höhe eines Teilbetrages von 7.449,70 EUR erloschen. Insofern die 

Beklagte nach dem Schluss der mündlichen Verhandlung vom 09.09.2020 weiter zum 

Wertersatz vorträgt, ist sie mit diesem Vortrag nach § 296a ZPO ausgeschlossen. 
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Schriftsatznachlass ist auf Antrag der Parteivertreter lediglich zum Vortrag des 

Anfangskilometerstandes gewährt worden.  

Der Beklagten steht gemäß § 358 Abs. 4 Satz 1 BGB in Verbindung mit 357 Abs. 7 BGB 

ein Wertersatzanspruch zu. Mit Einführung des Gesetzes zur Umsetzung der 

Verbraucher-Richtlinie richten sich die Rechtsfolgen des Widerrufs nicht mehr nach den 

Vorschriften des Rücktrittsrechts, sondern ausschließlich nach den 355 ff. BGB. 

Gleichwohl schuldet der Verbraucher Wertersatz für den Wertverlust am Fahrzeug, wenn 

der Wertverlust auf einen Umgang mit dem Fahrzeug zurückzuführen ist, der zur Prüfung 

der Beschaffenheit, der Eigenschaften und der Funktionsweise nicht notwendig war und 

die Beklagte den Kläger über sein Widerrufsrecht unterrichtet hat (§ 357 Abs. 7 BGB). 

Das Gericht schließt sich insoweit der Rechtsauffassung des OLG Düsseldorf (Urt. v. 

29.5.2019 – 16 U 102/18, BeckRS 2019, 10984, beck-online) an. Die Nutzung des 

Wagens über eine Probefahrt hinaus stellt einen Umgang mit dem Fahrzeug dar, der zur 

Prüfung der Beschaffenheit, der Eigenschaften und der Funktionsweise nicht notwendig 

war. Der Kläger ist auch über die Bedingungen, Fristen und das Verfahren für die 

Ausübung des Widerrufsrechts ausreichend belehrt worden. Daran ändert Ziffer 6 a) der 

Darlehensbedingungen nichts, da die Ingebrauchnahme des Fahrzeugs mehr ist, als die 

Prüfung des Wagens im Rahmen einer Probefahrt. Der Umstand, dass die Klausel über 

die zusätzlichen Auszahlungsbedingungen hier zur Intransparenz der Pflichtangaben 

nach § 492 Abs. 2 BGB führt, steht dem nicht entgegen. Denn § 357 Abs. 7 Nr. 2 BGB 

stellt schon seinem Wortlaut nach ausschließlich auf das Widerrufsrecht als solches ab. 

Maßgeblich ist die Wertverzehrmethode, deren Grundlage der Bruttokaufpreis und das 

Verhältnis der zurückgelegten Kilometer zu der erwarteten Gesamtlaufleistung des 

Fahrzeugs sind (vgl. BGH, Urteil vom 9. April 2014, Az.: VIII ZR 215/13; Urteil vom 17. 

Mai 1995, Az.: VIII ZR 70/94, jeweils zitiert nach juris). 

Der Wertersatz berechnet sich wie folgt: 

Gefahrene Kilometer * Kaufpreis: zu erwartende Restlaufleistung. 

Die zu erwartende Restlaufleistung errechnet sich aus der Gesamtlaufleistung, die das 

Gericht mit 300.000 km annimmt, unter Abzug des Kilometerstandes beim Kauf des 

Fahrzeugs. Anzusetzen ist der vom Kläger durch Vorlage der verbindlichen Bestellung 

vorgetragene und von der Beklagten unstreitig gestellte Anfangskilometerstand von 

75.646 km. Die zu erwartende Restlaufleistung betrug danach 224.354 km. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=358
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=357&x=7
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Der ebenfalls unstreitige aktuelle Kilometerstand am Tag der mündlichen Verhandlung 

beträgt 147.000 km.  

Die Nutzungsentschädigung berechnet sich damit wie folgt: 

71.354 km * 24.000 EUR : 224.354 km = 7.633,00 EUR. 

Nach der Aufrechnung durch die Beklagte in Höhe von 7.449,70 EUR verbleibt ein 

Anspruch des Klägers in Höhe von 10.350,30 EUR. 

Der Zinsanspruch ergibt sich aus § 291 BGB. Er ist erst ab der Erklärung zum 

Kilometerstand im Termin vom 09.09.2020 zuzusprechen, da der Beklagte vorher ein 

Leistungsverweigerungsrecht zustand. Dass der Wagen noch nicht übergeben worden 

ist, schadet gemäß § 162 Abs. 1 BGB nicht. 

2. 

Die Beklagte schuldet nicht die Erstattung von außergerichtlichen Anwaltskosten. Der 

Kläger hat schon die Entstehung außergerichtlicher Rechtanwaltskosten nicht dargelegt. 

Es fehlt insofern klägerischer Vortrag zu einer außergerichtlichen Beauftragung und einer 

außergerichtlichen Tätigkeit eines Rechtsanwalts.  

3.  

Die Beklagte schuldet auch keine Zahlung in Höhe von weiteren 150,00 EUR gemäß 

Klageantrag zu 3. Der Kläger hat bereits nicht dargelegt, worauf sich dieser Anspruch 

gründet.  

4. 

Die Beklagte befindet sich im Annahmeverzug. Denn sie hat die Wirksamkeit des 

Widerrufs verneint und die Rückabwicklung abgelehnt. Jedenfalls im Termin hat der 

Kläger den aktuellen Kilometerstand angegeben und damit deutlich gemacht, dass er den 

Wagen ggfs. auch bei Berücksichtigung eines entsprechenden Wertersatzanspruches 

zurückgeben will. 

5. 

Der Feststellungsantrag ist begründet. Aufgrund des wirksamen Widerrufs schuldete der 

Kläger keine Zins- und Tilgungsleistungen mehr. 



13 

6. 

Der Widerklageantrag ist zulässig und begründet. Die Beklagte hat ein 

Feststellungsinteresse, da der Kläger davon ausgeht, dass eine Verpflichtung zum 

Wertersatz nicht besteht. Die Beklagte kann den Wertersatzanspruch nicht abschließend 

beziffern, da er auch von dem Zustand des Fahrzeugs und der Laufleistung bei Rückgabe 

des Wagens abhängt. 

7. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 11, 709, 711 ZPO. 

Döring 
 

Beglaubigt 
Aurich, 20.10.2020 

 
von Heimburg, Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle des Landgerichts 
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